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XIV. Gesetzseollngsperiode 
REPUBLIK öSTERREICH 

BUNDESMINISTERHJM 1010 Wien, den ................. ~.~ ...... !~.~.~E ....... _ ............ 197.7.. . 
FüR GESUNDHEIT UND UMWELTSCHUTZ 

IV-50. 004/64-1/76 

Stu~nring 1 
Telephon S' 56 SS 

~d'OIAB 

. 1977.-02- 0 8 
zu 0'68 JJ 

B e a n t w 0 r tun g 

der Anfrage der Abgeordneten Dkfm. DDr. KÖNIG 
u...'"ld Genossen an die Frau Bundesminister für 
Gesundheit und Umweltschutz betreffend Kern­
kraftwerke ir. Österreich (Nr. 868/J-NR/1976)' 

In der gegenstär.l.dlichen Anfrage. werden an mich folgende 
?'ragen gerichtet g: 

"1) ·Ist Ihr Ressort bereit, bei einer auf.die Nutzung der 
.Kernenergie abstellenden Sicherung der El1ergieversor­
gung dem Schutz der Bevölkerung vor möglichen Ge'fahren 
und Auswirkungen der Kernenergie Vorrang einzuräumen? 

2) Wie läßt sich vereinbaren, daß die Bundesregierung in 
ihrem Energieplan einerseits den weiteren Ausbau der 
Kernenergie für notwendig ansieht, andererseits aber 
der Herr Bundeskanzler erklärt, daß hierfür zur Ge­
währleistung der Sicherheit noch zahlreiche Voraus­
setzungen zu erfüllen sind? Welche Abwägungen veran­
lassen Ihr Ressort zur h'"'ntscheidung, die verbleibenden 
Ungewißheiten über mögliche IA.ngfristige Auswirkungen 
der Kerrlenergie in Kauf zu nehmen? Welche Kontroll;... 
und Revisionsmöglichkeiten sieht Ihr Ressort vor, für 
den Fall, daß die in die Kernenergie gesetzten Sicher­
hei tserwartungen sich nicht in dem Umfange erfüllen 
sollten, der Gruhdlage der jetzigen Zuversicht ist? 

3) Aus welchen Gründen hält Ihr Ressort die Nutzung d(~r 

.. ';". 
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Kernenergie für die Zwecke der Energieversorgune für 

notwendig? VIelehe Al ternati~.ten zur Kernenergie sieht 
Ihr Ressort kurzfristig, mittelfristig und langfristig? 

Was unternimrnt es, um mögliche Altern'1tiven einschließlich 

von EnergiesparmaJ3nar.unen zu erforschen und zu entwickeln? 

4) Welche wesentlichen Polgen ergä.ben stch aus einem zeit­

weiligen oder gru.ndsätzlichen Verzicht auf Kernener­
a~e~u't~'na l'~ O"~ter~p~c~l? G.J......... uLI.. ...... i::, .J,.... Cl .... ~~ 1 • 

;::;) VI ' h ~~.. l' h 1 . t . 1 A. I'l.. - . d' b' .; 8.J..C. e ü,-og ,J.C _ \"e~ en 81.e lu LLr lte8sor-c, J.e eJ.m 

Ausbau der Kernenergienutzung aufgetretenen Probleme 
zu überNinden? 

6) Wie beurteilt Ihr Ressort das Risiko kleiner Strahlen­

dosen für Ein~elne und die Gesamtbevölker~ng? 

7) Welche Belast'.1.;l(~en ergebpn steh am La.uf des wei teren'j 

Ausbaues der 1('=J..-.r:'3nergie 

a) aus der Ab18:::"Lung radioaktiver Stoffe bei Kernkraft~ 
werken, Kernb.'~;'rU1stoffverarbei.tungs- und Wieder­

aufarbeitungsanlaeen für die urunittelbare Umgebung 
und für da.s gesamte Bundesgebiet? " 

b} durch die vcnder gesamten Kerntechnik vert.lrsach·te 

Stra.hlenbelastung der Bevölkerung für das Jahr 2ooo? 

8) Welche sons1iigE:n UmYlel tbeeinträchtigungen lassen l<ern­
technische Anlagen el""Narten? Was unternirmnt Ihr Ressort t ' 

, , 

um diese Il"oglichst klein zu halten? Wie sind die Umwelt-

beeinflussungen bei anderen Energieträgern im Vergleich ..... 

zur Kernenergie zu werten? 

9) Wie beurteil~'Ihr Ressort das Risiko aus Störfällen in 

kernteclmischen Einrichtw1gen? 
Nach welchen Kriterien beurteilt Ihr Hessort insbesondere 

·die Zumutbarkeit des daraus resultierenden Risikos für 
den Einzelnen und die Vertretbarkeit des Gesamtrisikos 

für die Bevölkerung?, 

10 )In welchem Umfang können die in der Rasnn.wsen-Studie 

(!ntha1tenen Bewertlmgün der Störfallrisiken von Kern-

• . 
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kraftwerken für die Verhältnisse in Österreich über­
tragen werden? 

Welche vergleichbaren Untersuchungen werden in Österrc:ich 
angestellt? . 

11)·Unterscheiden sich die Sicherheitsproblerne bei. neuen 
Reaktortypen von denen der Leicht~~sserreaktoren? 
Ist sichergestellt, daß mit der Verfolglulg des Ener­
gieplanes der Bundesregierung auf der Basis der Leicht­
"v'lasserreaktoren nicht bereits Entscheidungen über fort­
geschrittene Technologien,insbesondere Schnelle Brüter, 
vo~veggenorr~en werden? 

12) Welche Maßnahmen zur Verringerung des Restrisikos werden 
für notwendig angesehen? 
Hält Ihr Re·-~,Jort die bisher getroffHnen Vorkehrungen 
auf diesem·:""tLet für ausreichend? 

13) In welchem U~fang sind die Probleme der Entscr~~g ge­
löst (z.B. AHftLll, Transport, Lagerung, Yliederverwendung 
und Beseitigung von radioaktiven Abfällen und Kernbrenn­
stoffen einschließlich von Plutonium)? 
Welche Auswirkungen haben eventuell noch ungelöste Pro­
bleme auf die Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit 
sowie die Genehm.igungsverfahren für Kernkraftwerke und ... 
für Einrichtungen des Brennstoffkreislaufes? 

14) Was soll mit stillgelegten Kernkraftwerken und anderen 
kerntechnischen Einrichtungen geschehen, um den von ihnen 
ausgehenden Gefahren vorzubeugen? 

·15) Wie berücksichtigt Ihr Ressort bei der Festlegung·der 
Sicherheitsanforderungen Ereignisse 9 die von außen auf 
kerntec~~ische Anlagen einwirken können? 
a) Welche Bedeutune mißt Ihr Ressort in diesem Zusammen-· 

hang insbesondere einem Schutz kerntechnischer Ein­
ri~htungen geeen Einwirkungen Dritter bei? 

b) Wodurch ist auf Bundes- und landesebene sicherge­
stellt, daß das Gefährdungspotential kerntechnischer 
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Anlagen nicht für strafbare Handlungen (z. B. En"G­

wendung ven KernbrellL'1stoff, Nötigung oder Brpressung) 
verwendet wird? 

16)Wie beurteilt Ihr Ressort die Möglichkeit, aus Sicherheits­
griinden kerntechnische Anlagen unterirdisch zu bauen 
(gegen extreme Störfälle iTl..nerhalb der A ... '"1lage sowie gegen 
Flugzeugabsturz , Druckvmllen von chemischen Explosionen, 
Sabotage und Waffeneinwirkungen)? 

17) Ist Ihr Ressort der Ansicht, daß die Auswahl geeigneter 
Standorte für kerntec~'"1ische Anlagen wegen der Be~ 
siedelungsdichte in Österreich besonders problematisch 
ist? 

"\ 18) Wie sieht Ihr Ressort in diesemZusamme~ang die Stand-
ortvorsorgepl~nung und -sicherung? 

19) Was untelniII1Int Ihr Ressort, u.m die Planung von Standorten 
für kerntechn~.>:-u.!he Anlagen beiderseits der Bundesgrenzen .' 
mi t den Nachbarländern abzustimmen? . 

20) Wie beurteilt Ihr Ressort die Errichtung von Kernkraft­
werken und anderen kerntechnischen Einrichtungen in 
Ballungsgebieten? 

21) Welche weiteren Untersuchungen auf dem Gebiet der Re­
aktorsicherheit und des Strahlenschutzes sind im Rahmen 
der Forschung und Entwicklung noch erforderlich? 

22), Aufgrund welcher Abwägungen hält Ihr Ressort Genehmigungen 
. . 

zur Errichtung und zum Betrieb von kerntechnischen A.nlagen ..... 
für verantwortbar, obwohl gleichzeitig noch Forschungs-
und Entwicklungsarbeiten 'zur Sicherheit und zum Strahlen­
schutz erforderlich sind? 

23) Hält Ihr Ressort eine Anpassung des Atom- und Strahlen-' 
schutzrechts an die Erfordernisse des Energieplanes auf 
der Grundlage der bisherigen Erfahrungen für notwendig? 
Wenn ja p an welche Verbesserungen ist gedacht? 
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24) Welche MBglichkeiten sieht Ihr Ressort, Sicherheitsbe­
gutachtu..'1.g und Geneh."Tligungsentscheidungen zu vereinhei t­
lichen und sie für die Öffentlichkeit überschaubarer zu 
gestalten? 

25) Wie kann gewährleistet werden, daß die S2.chverstäi"ldigen, 
durch die sich Bund und Länder beraten lassen, einen 
breiten fachlichen Quersc:b.ni tt darstellen und gleichzeitig 
hinreichend· unabhängig sind? 
Welches Verfahren ist vorgesehen, um bei abweichenden· 
Gutachtermeinungen eine klare Entscheidungsbasis der 
Behörden zu finden? 

26) Hält Ihr Ressort Forderungen nach einer stärkeren 
Beteiligung der ~ütroffenen Bevölkerung bei der Genehmi­
gung kerntechnisch-:~r Anlagen ft:r gerechtfertigt? 
Wie kann eine solche Forderung gegebenenfalls erfüll'~ 
werden? 

27) Was hat Ihr Ressort unternommen, um den Vollzug des 
Strahlenschutze;esetzes und der Strahlenschutzverordnung 
sicherzustellen? 

28) Läßt sich eine Standardisierung von Kernkraftwerken und 
Anlagenteilen mit der im Strahlenschutzgesetz gefor­
derten ständigen Anpassung der Genehmigungen an den Stand 
von Wissenschaft und Technik vereinbaren? 

29) Hält Ihr Ressort eine Abstimmung mit unseren Nachbarländern, 
insbesondere auf dem Gebiet der Sicherheit .. kerntechnischer 
Einrichtungen und des Strahlenschutzes für erforderlich, 
wenn im Grenzbereich kerntechnische Anlagen geplant, . 
errichtet und betrieben werden, und was hat Ihr Ressort 
hierzu unternommen? 

30) Was unternimmt Ihr Ressort, um die Anforderungen an die· 
Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und den 
Strahlenschutz international zu vereinheitlichen?" 
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In Beantwortung dieser Anfrage teile ich mit: 

Zu 1) g 

Der Schutz des Lebens oder' der Gesundheit yon 1'.Tenschen 
einschließlich ihrer NachkoTnInenschaft vor Schäden durch ioni­
sierende Strahlen ist die oberste Maxime der Bestim,mungen des 
Strahlenschutzgesetzes. Die Frage nach einer BeVlertung anderer 
Aspekte ist daher bereits von Gesetzes wegen für mein Ressort 
gegenstandslos. 

Zu 2) g 

Bereits das im Jahre 1969 im Parlament einstimmig beschlosse­
ne Strahlenschutzgesetz trifft die gesetzlichen Vorsorgen, daß. 
im Verfahren zur Errichtung und zum Betrieb eine,s Kernkraft- . 
werkes jeweils dieneuesten wissenschaftlich~n Erkenntnisse und 
Erfahrungen volle Berücksichtigung finden. I ("c( möchte etwa auf 
§ 5 Abs. 5 hinwelsen, wonach in den Errichtun(sbewilligungsbe­
scheid jene Bedingungen und Auflagen aufzuneh..D.c~n sind, deren 
Erfüllung und Einhaltung den Schutz des Lebens oder der Gesund­
heit von Menschen einschließlich ihrer Nachkommenschaft vor, 
Schäden durch ionisierende Strahlen gewtihrleisten sollen. In 
Ergänzung hieZu sieht § 5 Abs. 9 ausdrücklich vor, daß die spä­
tere Vorschreibung zusätzlicher Maßnahmen auch dann zulässig ist, 
wenn es auf Grund der während der Errichtungszeit gewonne~en Er­
fahrungen und wisse~schaftlichen Erkem1tnisse notwendig ist. 
§ 11 sieht ferner eine nachträgliche Vorschreibung weiterer 
Bedingungen unter Durchbrechung des 'Grundsatzes ,der Rechtskraft 
vor, sofern es zum Schutz der Gesundheit von Menschen einschließ­
lich ihrer Nachkommenschaft geboten ist. 

, 

In Vollziehung der Besti~~ungen des Strahlenschutzgesetzes 
führt mein Ressort seit 1971 ein außergewöhnlich umfangreiches 
Bewilligungsverfahren für das erste Kernkraftwerk in Zwentendorf 
durch. Sachverständige meines Ministeriums sowie eine Experten­
gruppe yon etwa 70'qualifizierten Wissenschaftlern Österreichs 
sorgen dafUr, daß eine fachliche Prü.fung nach den jeweils, 
neuesten Erkenntnissen und Erfahrungen erfolgt. 
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.?Jl 3 2.~.upd 4) t 

Nach der gegebenen Kompetenzlage hat mein Ressort der­
artige Überlegt ... ngen hinsichtlich der Energieversorgung :nicht 
anzustellen. 

pU 5)~ 

Im Bewilligl.lng-sverfahrel1 für das Kernkraft'lverl{" ZV'/enten-

dorf sind nach den Bestimmungen des Strahlenschutzeesetzes die 
auftretenden Probleme nach den G-esichts'punkten des Schutzes deo 
Lebens oder der Gesundheit von Menschen einschließlich ihrer 
Nachkommenschaft vor Schäden durch ionisierende Strahlen zu lösen. 

Zu 6)~ 

Die Schätzung . der Gefährdung des Menschen durch kleine 
StTahlendosen beruht auf der Extrapolation vo':'~ Werten, die 
mit größeren Dosen (z" B", bei therapeutischen Ayr,,;endungen ioni­
sierender StrahlerL) . beim Menschen oder im Ti2rversuch gewonnen 
wurdeno Bei der Beurteilung des zu erwartenden ;:,o!!1atischen und 
genetischen Risikos bei der Einwirkung kleiner Strahlendasen 

, . 

auf den Menschen wird als die ungünstigste Voraussetzung eine 
lineare Dosis· ... Effekt=Beziehung für ionisierende Strahlung an= 
genommen, die einen Dosisschwellenwert ausschließt, bei dessen 
Unterschrei tung die ,Auswirkungen der Strahlung glei.ch Null 

0" wären.. Für die Abschätzung des somatischen Strahlenrisikos bei 
kleinen Dosen ist die Erhöhung der Leukämie ..... bzwo Krebsinzidenz 
in der Bevölkerung gegenüber der spontanen Ersch?inungsrate . -
dieser Erkrankungen ausschlaggebendo Ähnlich ist für die Beur­
teilung des genetischen Strahlenrisikos die Erhöhung der spontanen 
14utationsrate beim Menschen von Bedeutungo Hiebei. ist es praktisch 
kaum möglich, die Au~wirkungen kleiner Strahlendosen zivilisa­
torischen Ursprungs (aus den Anwendungen ionisierender Strahlung) 
von den Auswirkungen natUrlicher Umgebungsstrahlung, die eine 
sehr variable Komponente darstellt und ,z" B .. bei läneerem Auf- . 
enthalt in grö!?(;ren Höhen (Flugzeug p SChilauf) ein mehrfaches 
der. beim Betrieb eines Kernkraftwerkes in der Umgebung zu er .... · 
wartenden industriellen Strahlenbelastung ausmt'.cYlenl{ann, und Fm .... 

derer toxiflcher und mutagener Umweltstoffe zu unters(~heid~n .. 
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Sämtliche in der wissenschaftlichen Fachliteratur hiezu ver­
öffentlichten Zahlen sind deshalb nur als sehr grobe Schätzungs­
ergebnisse anzusehen. 

Demzufolge werden seitens meines Ressorts große An­
strengungenunternommen, die Strahlendosen für einzelne Personen 
u..'l1.d die GesaJntbevöll~erlJ.ng bei den Anwe:ldv-lleen ionisierender .' 
Strahlung so niedrig, wie es nach dem heutigen Stand der Wissen­
schaft und Technologie nur möglich ist, zu halten. Dies trifft 
im besonderen Maße beim Genehmigungsverfahren für kernteclmische 
Anlagen insbesondere Kernkraftwerke zu. 

So wird derzeit für die höchstzulässige Strahlenexposition 
einer Einzelpersonauf der ungünstigsten Einwirkungsstelle fn 
der Umgebung eines Kernkraftwerkes in Bezug ai..lf die Abluft 
der Richtwert von maximal 1/170 der höchstzulässigen Ganz­
körperdosis für beruflich strahlenexponierte ?p.rsonen ange~ 
wandt. Derselbe Richtwert der Ganzkörperdosis gilt für eine. 
Einzelparson am ungünstigsten Ort in Bezug au1 da.s Abwasssr. 
In beiden Fällen müssen sämtliche relevante Belastungspfade 
einschließlich der Ernährungsketten und der in ihrem Gefolge 
auftretenden Häufungseffekte in einzelnen Organen berücksichtigt " 
und einbezogen werden .. Die auftretenden Teilkörperdosen in 
bes·timmten Organen (z. B. in. der Schilddrüse) sind im Verhäl tn:ls 
zu der höchstzulässigen Ganzkörperdosis und zu der jeweiligen 
Strahleneinwir}~ng im betreffenden Organ zu beurteilen. Die 
volle Nutzung dieser Richtwerte (am unßünstigsten Ort) in der 
Umgebung eines Kernkraftwerkes würde zp: einer gesamten höchst­
zulässigen Individualdosis I rem in 30 Jahren, bezogen auf die 

. I:. 

Abluft, und I rem in 30 Jahren, bezogen auf das Abv/asser, . führen. 

Die mittlere Strahlenexposition der Bevölkerung zivilisa­
torischen Ursprungs durch kerntechnische Anlagen liegt in . 
Österreich im Hinblick auf den derzeitigen Stand weit unter der 
höchstzulässigen Individualdosis und im internationalen Ver­
gleich weit unter dem Wert in anderen Industriestaaten • 

• 1 , 

880/AB XIV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original)8 von 16

www.parlament.gv.at



--- -------------------------------

-9-

Abschließend möchte ich noch darauf verweisen, daß der 
Gesetzgeber mit Erlassung des Strahlenschutzgesetzes, das im 
Jahre 1969 ei~~timmig im Parlament beschlossen ~rurde, die Zu­
mutbarkeit der Risken kleiner Strahlendosen für aie Bevölkerung 
ausdrücklich anerkannt hat. In diesem Zusammenhang ist er­
wähnenswert, daß fu"L."1.1iche sich aus dem Atomgesetz der Bundes­
republik Deutschland ergebende Konsequenzen durch den Spruch 
des Oberver-waltungBgerichtes :Münster vom 20. Feber 1975 
bestätigt wurden. 

Zu 7): 

Zunächst ist fest zuhalten, daß Kernbrennstoffverarbeitungs...;. 
und Wiederaufbereitungsanlagen in Österreich in absehbarer Zeit 
schon aus Wirtschaftlichkeits- und KapazitätsgrÜllden überhaupt 

I 
nicht in Betracht kommen. 

, ' 

Im Bewilligungsverfahren für das KernkI'fl.~t\'·verk Zwenten-
dorf wurden bescheidmäßig Abgaberaten für ra6icaktive Gase und 
Aerosole, die über den Schornstein abg~führtv,e~den, sowie für 
radioaktive in Wasser gelöste oder suspendierte Nuklide, die an 
den Vorfluter während des Betriebes abgegeben werden dürfen, fest­
gesetzt. 

Derartige· Abgaberaten würden auch im Rahmen von Bewilligungs­
verfahren für weitere Kernkraftwerke nach Anhörung von Sachver­
ständigen festgesetzt werden. ,Die AntragsteIlung für weitere 
~ernkraftwerke in Dsterreichvist nicht von meinem Ressort zu 
entscheiden .. 

Jedenfalls ist aber schon jetzt festzustellen, daß unter' 
Beachtung des bereits in § 4 Abs. 1 des Strahlenschutzgesetzes 
aufgestellten Grundsatzes, jede.EinwirkUng ionisierender Strahlen 
innerhalb der auf Grund dieses Bundesgesetz,es festgesetzten zu­
lässigen Strahlenbelastung so niedrie wie möglich zu halten ist.' 
Diebescheidmäßig zugelassenen Höchstabeaberaten, liegen daher be­
trächtlich unter den nach der Strahlenschutzverordnung höchstzu­
lässigen Dosen. 
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Zu 8): 

Als "sonstige" Umweltbeeinträchtieune kommt nur eine 

Erv'lärrnung der Flüsse, aus denen Kernkraftwerke - wie auch 

kalorische Kraftwerke "" das erforderliche Kühlvlasser entnehmen, 

in Betracht. Diese FraGe \vird im Verfahren für das KernJ\:raftwerk 

Zwentendorf zuständigkeitshalber vom Bundesministerium für 

Land- und Forstwirtschaft als \','asserrechtsbehörde wahrgenoITh"1len. 

Vlas die Umweltbeeinflussungen bei anderen EnerGieträgern 

betrifft, gilt für mein Ressort in allen Fällen die r.Iaxime 

einer möglichsten Minimierung aller Urnweltbelastungen. 

Zu 9t:. 

Die Beurteilung des Risikos aus Störfällen ist der Kern­

punkt des von meinem Ressort seit 1971 gefüh:."ten" äußerst um':" 

fangreichen Verfahrens für das Kernkraftwerk '':-"entendorf. Im 

Zuge dieses Genehmiglli"1gsverfahrens wurde das Risiko - gestützt 

auf fundierte Sachverständigengutachten - dah::_-,\:;e:nend beurteilt, 

daß die gesetzlichen Voraussetzungen hinsichtlich eines aus­

reichenden Schutzes, des IJebens oder der Gesundheit von Menschen 

voll erfüllt sind. Hiebei ~lrde dem Risiko, das derartigen 

technischen Anlagen innewohnt, besonders Rechnung getragen. 

Die Frage der Zumutbarkeit von Hisken, die aus der Anwendung 

neuer. technischer E~rtmgenschaften entstehen, beinhaltet s.tets 

eine diffizile und ~ielschichtiGe Prob18matik, die weit über· 

das Gebiet der NatuI'\vissenschaften hinausreicht. Im gegebenen 

Zusammenhang darf nicht übersehen werden, daß das Parlament 

selbst mit der einstimmigen Beschlußfassung über das Strahlen:-­

schutzgesetz im t.Tahre 1969 die Errichtlfng von Kernkraftwerken 

in Österreich grundsätzlich zugelassen hat. Aufgabe meines· 

Ressorts ist es nun, Risken nach· dem jeweils neuesten Stand der. 

Wissenschaft und Technik so gering wie möglich zu halten. Ich· 

darf versichern, daß mein Ressort - und ich darf das auch . 

für alle am Vex'fahren beteiligten unabhängigen Sach"lrerständigen 

sagen - diese Aufgabe sehr ernst nimmt. 
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Die Rasw'ssen-Studietrifft Aussagen von grundsätzlicher 
Bedeutung für die Risken von leichtwassergekühlten Kernkraftv'/er­
ken und stuft in thren Ergebnissen die Wahrscheinlichkeit schwe­
rer Störfälle extrem niedrig ein. Die Studie '",".lrde für die Ver·­
hältnisse in den USA erarbeitet; ihre Übertragbarkeit auf öster­
reichische Verhäl·tnisse ist im Prinzip gegeben, gey;isse 1,:odi­
fizierungen im Detail werden sich jedoch ergeben. Sie wird daher 
von den österreichischen Experten sorgfältig analysiert. 

Im Rahmen des Bewilligungsverfahrens für das Kernkraftwerk 
Zwentendorf haben die Sachverständigen zu den einzelnen Sicher­
hei tsproblemen, wie sie auch in der R.~srrrussen-Studie behandelt 
werden, vergleichbare Untersuchungen (z.B. Sicherheitsanalysen) 
aneestellt, jedoch nicht in der Form einer allgemeinen wissen­
schaftlichen Studie, sond.ern im Rahmen von aLl:::,[:;t:- und stand-· 
ortbezogenen Gutachten zu dem konkreten Proj el~'t. 

Zu 11): 

In Österreich stehen derartige Probleme derzeit nicht heran. 
:Mein Ressort hat sich daher mit diesen Fragen nicht zu befassen. 

Zu 12):· • 

Wie bereits.mehrfach dargelegt wurde, dient das gesamte Be­
willigungsverfahreni dazu, das Risiko so gering wie möglich zu . 
halten. Das Verfahren, das von meinem Ressortzusamlnen mit unab';" 
hängigen Experten seit 1971 äußerst umfangreich und intensiv 
geführt wird, dient in seiner Gesamtheit dem im Strahlenschutz- . 
gesetz festgelegten Grundsatz, den Schutz des Lebens oder der 
Gesund.heit von Menschen einschließlich ihrer Nachkommenschaft 

_ vor Schäden durch ionisierende Strahlen nach dem jeweiligen .. 
Stand von Wissenschaft und Technik bestmöglich zu gewährleisten 
und die Strahlenbelastung innerhalb der höchstzulässigen Grenzen 
so niedrig wie möglich zu halten. 

Zu 13): 

Die Entsorgung ist Gegenstand von Verhandlungen im Rahmen 
, I. 

;. 
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des laufenden Bewilligungsverfahrem für das Kernlcraftwerk 

Zwentendorf. ::Sie von den Sachverständigen vorgeschlagenen 

und von der Behörde vOl'zuschrei benden Bedingungen und Auf-

, lagen werdengewährleisteu, daß die ab Betriebsbecinn an-
fallenden radioaktiven Abfälle sicher gelaeert werden" Ich 

habe nie einen Zweifel d8ruber ge12.ssen~ daß die Betriebs­

bewilligu,ng nur dan.n erteilt 'I'drd, wenn die Probleme der -

Entsorgung geklärt sind o 

Zu .1..ili 
Die Stillegung von Kernkraftwerken erfordert auch tiTaß-. 

nahmen vom Standpunkt des Strahlenschutzes. Seitens meines 

Ministeriums wird alles vorgekehrt 'werden, da3 f.ür einen 

ausreichenden Schut z des Lebens oder der Gesl~ndhei t von 

menschen einschließlich ihrer Nachkommenschaft vor Schäden 

durch ionisierende Strahlen auch nach der Stl.11ecung Vorsorge 

getroffen ist. Gemäß dem Strahlenschutzgesetz ','lird eine 

Lösung zu treffen sein, die dem Stand von Wissenschaft und 

Technik zum ,Zeitpunkt der tatsächlichen Stillegung entspricht; 

, dabei wird auf alle Entwicklungen auch auf internationaler 

Ebene Bedacht"zu nehmen sein. 

Jedenfalls gibt es weltweit bereits eine Anzahl von 

stillgelegten Kernreaktoren, von denen keiner die strahlen­

schutzmäßige Sicherheit der Umgebung gefährdet. 

~ l5)~ 

Für den Schut~ kerntechnischer Anlagen im Sinne der 

Anfrage ist das Bundesministerium für Inneres zuständig. 

Mein Ressort ist mit dem Bundesministerium für Inneres, .. 

in Kontakt, um das nahtlose Ineinandergreifen der verschie-" " 

denen Sicherheitsbereiche zu gewährleisten. 

Zu 16) = .. 

Im Rahmen :ierderzei t anhttneigen Verfahren nach dem 

Strahlenschutzgesetz stehen derartige Probleme in meinem 
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Ministerium zur Beurteilung nicht heran .. 

Zu 17).1-1.8) .und 20).1. 

Die Auswahl von Stcrrl:>rten für Kernkraftwerkekol'1mt meinem 
Ressort nach den gesetzlichen Bestinunungen nicht zu .. Gemäß § 5 
Abs. 4 1it .. ades StrRhlenschutzgesetzes hat das Bundesministerium 
für Gesundheit und Umweltschutz erst im Rahmen eines kon'kreten 
Bewilligungsverfahrens zu prüfen, ob für den Schutz des Lebens oder 
der Gesundheit von Menschen einschließlich ihrer Nachl{o'TImenschaft, 
auch im Hinb1ic',{ auf den in Aussicht genoJTlmenen Standort, in· 
ausreichendem .Me.ße Vorsorge getroffen ist .. Hiebei ist insbesondere 
auf die demographischen, mereorologj_schen, geologischen, seismolo­
gischenund hydrologischen Verhältnisse Bedacht zu nehmen (ve~. 
§ 120 der Strahlensch~tzverordnung)~ 

Zu 21) und 22): 

Wissenschaft urid Technik schreiten kraft ihres dynami.schen 
Charakters insbesondere auch auf dem Sektor des Strahle:nschutzes 
und der Ieaktorsicherheit ständig fort .. Dem trägt 'luch das Strohlen":' 
schutzgesetz Rechnung, wonach sowohl bei der Erlnss1Jng von Ver­
ordnungen als auch im' Rahmen konkreter Errichtungs- und Betriebs­
bewilligungen stets auf den jeweilie;en neuesten Stand der wissenschaft;..,._ 

lichen Erkenntnisse und Erfahrungen Bedacht zu nehmen ist .. Es be-
steht für mein Ressort also eine gesetzliche Verpflichtung, den 
jeweils neuesten Stand von Wissenschaf~ und Techni k durch Ausnütz'\.l.ng 
des österreichischen F.orschungspotentials und dessen Orientierung. 
am interna.tionalen Standard laufend in das Verfahren einzubringen. 
In diesem Sinne wird auf die Teilnahme der Republik Österreich am 

Reaktorsicherheitsfor~chungsprogramrn der Internationalen Ene~gie­
agentur (IEA) laut Ministerratsbeschluß v:om 18.5.1976 hin-

gewiesen. 

~u .23): 

Eine AnPRSSUng von Bestimmungen des StrahlenGchutze~-

tz S . IJ.· tJ.· c>che Erforderniss."e würde den obersten Maximc'l1 se Je an energlepo· ~) 

'; 
. , . , 
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des Gesetzes, die allein dem Schutz des Lebens, oder der Gesund­
hei t von Menschen einschließlich ihrer NachkO-'TIIl1enschaft vor 
Schäden durch ionisierende Strahlen ve!1l:t:lich"tet sind, wider­
sprechen und ist daher nicht in Betracht zu ziehen. 

Zu 24): 

Für die Errichtung und den Betrieb von Kernkraftwerken 
sind, wie auch 'bei anderen technischen Anlagen f mehrere Bewilli­
gungsverfahren nach verschiedenen Kompetenztatbeständen durch';" 
zuführeno Es wurde daher beim Kernkraftwerk Zwentendorf die be­
reits in vielen anderen Bewilligungsverfahren durehgeführte Vor­
gangsweise eingehal ten~ d8_ß einerseits die verse:hiedenen Bewilli-

- -

gungsbehörden eng zusammenarbeiten und anderer:::: ei ts in den ver- , 
schiedenen parallel durchzuführenden Verfahren '18(~h Möglichkeit 
dieselben Gutachter bestellt werdeno Dadurch wird die erforder­
liche Vereinheitlichung des Verfahrens im Sinne e~Iler Harmoni­
sierung bzwo eines nahtlosen Ineinandergreifens der einzelnen 
Verfahren bestmöglich erreichto 

Trotz der Komplexizität der Materie war und bin ich stets 
bemüht, die Öffentlichkeit über die einzelnen Schritte des Be­
willigungsverfahrens für das erste österreichische Kernkraftwerk 
zu informieren. Ferner darf ich auf die derzeit laufende Infor­
mationskampagne der Bundesregierung verweisen, mit der diese--, 
Probleme für die Öffentlichkeit durchschaubarer gemacht werden 
8'ollen. 

Zu 25): 

Das Strahlenschutzgesetz sieht zwingend vor, daß im Be-, 
willigungsverfahren Sachverständige oder staatlich autorisierte., 
Anstalten der in Betracht kommenden Fachgebiete zuhören. sind, 
wie z.B. auf den Gebieten Reaktorsicherheit, Maschinenbau, 
Hoch- und Tiefbau, Geologie p Meteorologie, Bodenmechanilc, 

, '~ 

, I 

I' 
, I 
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Mein Bundesministerium beschä.ftigt seit Beginn des Verfahrens 
im Jahre 1971 neben eigenen hochqualifizierten Fachbeamten rund 
70 Experten, meist Hochschulprofessoren sowie den Technischen 
Überv~achungs-\erein Wien (TÜV) und die Österreichi sehe Studien­
gesellschaf~ für AtomenerGie (ÖSGAE) als staatlich alJ.tor-isierte 
Anetalten. Die Österreichische Studiengesellschaft für Atomenergie 
unterhält im RaTh~en des Forschungs zent rums Seibersdorf ein eigenes 
Insti tut für Reaktorsichex-'hei t und nirn:nt an internationalen 
Forschungsvorhaben teil. 

Diese Experten stehen in ständigem Kontakt mit anderen 
in- und ausländischen Sachverständigen und bilden ein ausge­
wogenes Expertenteam, dessen höchste fachliche Qualifikation 
und Unabhängigkeit von keiner Stelle j e_ in Zweifel gezogen wurde. 

Zu 26): 

Zunächst ist dazu festzustellen, daß da,3 Bundesmiriisterium 
für Gesundheit und Umvvel tschutz auf Grund der- ::trCLhlenschut z­
gesetzes verpflichtet ist, von amtswegen für den Schutz des' 
Lebens Oder der Gesundheit von TvIenschen einscil-::'ießlichihrer: . 
Nachkommenschaft vor Schäden durch ionisierende Strahlen vor-' 
zusorgen. Die Sachverständigen werden von amtswegen zur Abgabe 
von Gutachten.aufgefordert. In diesen Gutachten sind jene 
Bedingungen und Auflagen anzuführen, die für alle in der Umgebung 
des Standortes wohnenden Personen (Anrainer und Nachbarn) einen 
ausreichenden Strahlenschutz gewährleisten. Gemäß dem Strahlen­
schutzgesetz bleibt. es demnach nicht wie etwa nach der Gewerbe-­
ordnung 1973 dem Belieben individueller Nachbar- oder Anrainer-. 
interessen überlassen, ihre möglichen Begehren vorzubringen. 

Vielmehr besteht zufolge des Gesetzes ein unabhängig von 
den Interessen einzelner Personen oder.Personeneruppen von amts­
'Wegen wahrzunehmender Auf trag, für den Schut~ der Allgemeinheit 
im öffentlichen Int~resse Sorge zutragen. 

Im übrigen wUrde eine gesetzliche Verankerung der Parteien­
steIlung von Nachbarn im Strahlenschutzgesetz im Hinblick auf.' 
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die Schwierigkeit der Abgrenzung des Nachbarbegriffes wegen der 
Spezifica von Kernkraftwerken erheblichen Probleoen begeenen. 
Allenfalls erschiene es sinl'lvoll, im Rahmen von Nor;Jen der 
RaumordnlL"1g o,:-i der StandortV'lahl der Bevölkerune des in Betracht 
kommenden Gebietes die Möglichkeit einer Beteilis"Ung zu geben. 

Zu 27~: 

Wie bereits oC8n im einzelnen dargestellt, hat mein 

Bu,ndesminister::!.1JJI' alles unternommen, um den Vollzug des· 
Strahlenschutzge.setzes u..."1d der Strahlenschutzverordnung sicher­
zustellen. 

Zu 28): 

Eine Standardioierung von Kernkraft\"lerken und die sttindige 
Anpassung der Genehmigungen an den letzten Stand, von Wissenschaft 
und Technik schließen einander wesensmäßig ni . .:!ht aus. 

Die Beantwortung dieser Frage wird zu stf:i.ndigkei tshalber 
dem Bund'esminister für Ausyrärtige Angelegenhe~ ten überlassen. 

Zu 30): 

Österreich wird weiterhin im Rahmen des ihm zUkor::u:lenden 
Gewichtes in internationalen Gremien, wie IEA, die sich um 
die Harmonisierung der sicherheitstechnischen Anforderungen 'be~ 
mühen, aktiv mitarbeiten. 

: : 

Der 

I 
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